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Genf EineAngestellte derMigros
inGenf-Cornavin hatAnfang Juni
in den Frauenumkleideräumen
eine Kamera entdeckt. Sogleich
meldete sie ihre Beobachtung,
danach wurde die Kamera aus
der Personalgarderobe entfernt.
Daraufhin führte die Migros zu-
sammen mit der Polizei eine
Inspektion in den Räumlichkei-
ten derNiederlassung durch.Die
Ermittlungen haben ergeben:
EinMigros-Mitarbeiter hatte die
Kamera installiert. Erwurde fest-
genommen und gab die Tat zu.
In der Zwischenzeit hat der
Detailhändler den Beschuldigten
entlassen.

Die 32 weiblichen Angestell-
ten, die derzeit in der Filiale in
Genf-Cornavin arbeiten, sowie
35 ehemalige Mitarbeiterinnen
seien über den Vorfall und die
Möglichkeit, persönlich Anzeige
zu erstatten, informiert worden,
sagte eine Sprecherin derMigros
gestern. Sie bestätigte damit ei-
nen Bericht von watson.ch.
Da eine polizeiliche Untersu-
chung noch im Gange ist, gibt
die Migros Genf aktuell keine
weitere Details bekannt. (sda)

Voyeur filmte
in Garderobe von
Migros-Personal

Prag Ein Tornado hat am Don-
nerstagabend in sieben Dörfern
im Südosten Tschechiens eine
Spur der Verwüstung hinterlas-
sen.Nach Polizeiangaben kamen
bei dem Unwetter mindestens
5Menschen ums Leben, 63wur-
denverletzt, 10 von ihnen schwer.
Unter den Trümmern werden
noch etliche Menschen vermu-
tet. Laut Innenminister Jan Ha-
macek wurden in der Region
rund umdie Stadt Hodoninmehr
als tausend Häuser beschädigt
oder zerstört. (afp)

Tornado fordert
Tote und Verletzte

Altstätten SG Neun Schmuggler
sind am Grenzübergang Büchel
mit 1990 Zigaretten und 43 Li-
tern Schnaps erwischt worden.
Sie hatten die unverzollte Ware
in ihrem Kleinbus mitgeführt.
Vermeintlich gut versteckt: Der
Schnaps war in Weinbeutel ab-
gefüllt, die Zigaretten lagen in ei-
nemWaffeleisen und in einerAu-
tobatterie. Wie die Zollverwal-
tung gestern mitteilte, mussten
die Schmuggler 1140 Franken
Zollabgaben und eine Busse von
1100 Franken bezahlen. (sda)

Die hattenmehr als
einen an derWaffel

Miami Nach dem Einsturz eines
zwölfstöckigen Wohnhauses in
der Stadt Surfside nördlich von
Miami Beach (Florida) ist die
Zahl der Toten auf 4 gestiegen.
159 Menschen galten gestern
noch als vermisst, wie die Bür-
germeisterin des BezirksMiami-
Dade, Daniella Levine Cava, ges-
tern sagte. «Wir werden den
Such- und Rettungseinsatz fort-
setzen, weil wir noch Hoffnung
haben, Lebende zu finden.» Das
strandnahe Gebäude mit rund
130 Wohneinheiten war in der

Nacht auf Donnerstag aus noch
unbekannter Ursache teilweise
eingestürzt. Mehr als 35 Men-
schen konnten gerettet werden.
ShimonWdowinski von der Flo-
rida International University
sagte örtlichen Medien, er habe
in einer Untersuchung im ver-
gangenen Jahr festgestellt, dass
das in einem Feuchtgebiet er-
richtete Haus aus den 1980er-
JahrenmehrereMillimeter abge-
sunken sei. Das allein habe den
Kollaps kaum ausgelöst, aber
vielleicht dazu beigetragen. (afp)

Fieberhafte Suche nach Hauseinsturz
inMiami: 159Menschen vermisst

Dominique Eigenmann, Berlin

Am Barbarossaplatz, mitten
in der unterfränkischen Stadt
Würzburg, hat gestern am frü-
hen Abend ein junger afrikani-
scher Mann auf Menschen ein-
gestochen. Passanten verfolgten
ihn und versuchten, ihn an wei-
terenTaten zu hindern.NachAn-
gabe der Polizeiwurde derTäter
kurz darauf von der Polizei ge-
stellt und mit einem Schuss in
den Oberschenkel gestoppt.

Die Polizei sprach in einer ers-
tenMitteilung von drei Todesop-
fern undmehrerenweiterenVer-
letzten, fünf von ihnen schwer.
Die inWürzburg ansässige «Main
Post» berichtete von drei Todes-
opfern und zehn Verletzten.

Passanten griffen ein
Nach Angaben des bayerischen
Innenministers Joachim Herr-
mann (CSU), der kurz nach der
Tat inWürzburg eintraf, handelt
es sich beimmutmasslichen Tä-
ter um einen 24-jährigen Soma-
lier, der seit 2015 in Würzburg
lebt. Der Mann sei zuvor bereits

durch Gewaltbereitschaft und
Verwirrtheit aufgefallen.Deswe-
gen sei er vor kurzem auch
zwangsweise in psychiatrische
Obhut gebrachtworden, soHerr-
mann. Die Opfer seien überwie-
gend Frauen. Unter den Verletz-
ten ist auch ein kleiner Junge.

Auf Videos in den sozialen
Medien, die denTätervonWürz-
burg zeigen, ist ein junger, dun-

kelhäutiger Mann zu sehen, der
ein langes Messer in der Hand
hält und versucht, auf Passanten
einzustechen. Der Mann trägt
einen beigen Pullover, eine
dunkle Hose und eine weisse
Mund-Nasen-Maske. Er war zur
Tatzeit barfuss.

Auf den Bildern sieht man
mehrere Passanten, die denMes-
serstecher mit Stühlen und

einemBesen bedrängen undver-
suchen, ihm das Messer aus der
Hand zu schlagen. Schliesslich
folgt eine Menge dem Mann in
eine Seitenstrasse. Kurz darauf
sieht man, wie ein Polizeiauto
ebenfalls in die Strasse einbiegt.
Danach zeigen Bilder den Täter,
wie er auf dem Bauch am Boden
liegt und von einem Polizisten
gefesselt wird.

Söder ist entsetzt
Bayerns Ministerpräsident Mar-
kus Söder bezeichnete die Nach-
richt aus Würzburg als entsetz-
lich und schockierend.«Wir trau-
ern mit den Opfern und ihren
Familien», schrieb der CSU-Chef
aufTwitterund fügte hinzu: «Wir
bangen und hoffen mit den
Verletzten.» Zudemdankte Söder
denPassanten: «Ein grosserDank
undRespekt fürdas beherzte Ein-
greifenvielerBürger,die sichdem
mutmasslichen Angreifer ent-
schlossen entgegenstellten.»

Vor ziemlich genau fünf Jah-
renwar es in derNähevonWürz-
burg bereits einmal zu einer
schweren Bluttat gekommen.

Mitten in der Flüchtlingskrise
hatte damals ein 17-jähriger af-
ghanischer Islamist eine Spazier-
gängerin und Fahrgäste eines
Regionalzugs mit einer Axt und
einem Messer angegriffen. Drei
Passagiere wurden damals
schwer verletzt, der Täter nach
einer Verfolgungsjagd von der
Polizei erschossen.

Der junge Mann war ein Jahr
zuvor als unbegleiteter, minder-
jährigerFlüchtlingnachDeutsch-
land gekommen. Er hatte bei
einer Pflegefamilie in der Nähe
vonWürzburg gelebt und galt als
unauffällig. Als die Polizei nach
derTat sein Zimmerdurchsuchte,
fand sie auf einem Schreibblock
ein selbst gemaltes Symbol der
Terrormiliz IslamischerStaat (IS),
zudem verschiedene Texte. Dar-
in schrieb der junge Mann, dass
er sich an Ungläubigen für alles
rächen wolle, was man seinen
muslimischen Schwestern, Brü-
dern und Kindern angetan habe.
Später tauchte ein klassischesBe-
kennervideo des jungen Afgha-
nen auf.Der IS reklamierte dieTat
danach für sich.

Junger Somalier sticht auf Frauen ein
Messerattacke in Deutschland In der Innenstadt vonWürzburg hat ein 24-jähriger Mannmindestens drei Menschen
getötet und weitere verletzt, darunter ein kleiner Bub. Der Täter war in psychiatrischer Behandlung.

Polizisten und Rettungskräfte in Würzburgs Innenstadt. Foto: Keystone

Indien VieleFische sindnachtaktiv.DasweissderFischernatürlich,derbei SonnenuntergangseinNetz
imDal-SeeöstlichderStadtSrinagarauswirft.DerSeewirdauch«Juwel inderKroneKashmirs»genannt. Foto: AFP

Der späte Angler fängt den Fisch

Bill Wyman (84), Ex-Bassist der
Rolling Stones, muss sein Res-
taurant im Londoner Stadtteil
Kensington dichtmachen. «Ich
habe schlechte Nachrichten und
muss verkünden, dass mein ge-
liebtes Restaurant ‹Sticky Fin-
gers› wegen der Pandemie nun
für immer schliesst», teilte ermit.
Das «Sticky Fingers»wurde 1989
eröffnet; Wyman hatte es nach
dem gleichnamigen Stones-
Album aus dem Jahr 1971 be-
nannt. Im Lokal waren Erinne-
rungsstücke der Stones zu sehen.

Nach der Anhörung vor einem
Gericht in Los Angeles, bei der
BritneySpears (39) amMittwoch
das Ende der Vormundschaft
durch ihren Vater forderte,
schreibt die US-Sängerin ihren
Fans auf Instagram: «Ich ent-
schuldigemich dafür, so getan zu
haben, als sei ich okay gewesen
in denvergangenen zwei Jahren.»
Sie habe das aus Stolz und auch
aus Scham gemacht. Instagram
habe ihr das Gefühl gegeben,
etwas zu bedeuten, trotz allem,
was sie durchgemacht habe.

Der Hamburger Hip-Hopper Jan
Delay (45) ärgert sich über den
europäischen Fussballdachver-
band. «Mit jedem Tag und jeder
Scheissaktion, die die Uefa da

bringt», entferne er sich ein biss-
chenmehrvomFussball, sagte er
der Deutschen Presse-Agentur.
Er hoffe, dass immer mehr Leu-
te «die Schnauze voll haben und
ohnemehrMenschenfreundlich-
keit die Spiele schlicht nichtmehr
gucken». Die Uefa hatte es ab-
gelehnt, das Münchner Stadion
in Regenbogenfarben leuchten
zu lassen. (red)

Foto: Christian Charisius (DPA, Keystone)

Foto: Dave J. Hogan (Getty Images)

Scheinwerfer

Häusliche Gewalt:
Polizei erschiesstMann
Konstanz Im baden-württember-
gischen Freudenstadtmusste die
Polizeiwegen häuslicher Gewalt
ausrücken. Am Einsatzort wur-
den die Beamten von einem
45-jährigen Mann mit einem
Messer attackiert. Der Angreifer
wurde durch einen Schuss aus
einer Polizeiwaffe getötet. (afp)

18 Internatsschüler
bei Brand gestorben
Peking In einerKampfsportschu-
le in Chinas ProvinzHenan brach

gestern ein Brand aus. 18 Jugend-
liche zwischen 7 und 16 Jahren
starben.Der Internatsleiterwur-
de festgenommen. (afp)

Virgin Galactic fliegt
Touristen ins All
Bangalore Das Unternehmen des
britischen Milliardärs Richard
Branson darf Touristen ins All
bringen. Virgin Galactic erhielt
von der US-Flugaufsicht die ent-
sprechende Bewilligung. Im Som-
mer soll der erste bemannte Flug
stattfinden. Auch die Milliardäre
Jeff Bezos und ElonMusk planen
kommerzielle Raumflüge. (sda)

Kurz notiert
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Leif Simonsen

Seit zwanzig Jahren betreibt der
Verein Familycare im Bürgerli-
chenWaisenhaus amWettstein-
platz eine Kindertagesstätte.Nun
droht das jähe Ende. Den Eltern
der 62 Kinderwurde jüngst mit-
geteilt, dass dasWaisenhaus die
Räumlichkeiten per Ende 2022
gekündigt habe. «Wie Sie sich si-
cher vorstellen können, waren
unser Schock und unsere Betrof-
fenheit gross. Unsere erste Kita,
die 2001 eröffnetworden ist, un-
sere grösste Kita, unsere belieb-
teste Kita so zu verlieren …»,
schreibt Familycare-Geschäfts-
führerin Vanessa Prein.

Der Schock sitze umso tiefer,
als noch vor ein paar Monaten
nichts darauf hingedeutet habe.
«Wir haben im Februar 2021 das
Gespräch mit dem Heimleiter
des BürgerlichenWaisenhauses
gesucht und ihmmitgeteilt, dass
wir die Räumeweiterhinmieten
und planen, per zweitem Quar-
tal eine zusätzliche Kita-Gruppe
zu eröffnen», heisst es im Brief.
Die Waisenhaus-Geschäftslei-
tung, der Uli Hammler vorsteht,
habe dieWünschewohlwollend
zur Kenntnis genommen und
sogar gebeten, aufzuzeigen,wel-
che Umbauarbeiten denn benö-
tigt würden.

Faire Kündigungsmodalitäten
Bereitswar ein zweites Gespräch
vereinbart, in dem diese Um-
bauschritte hätten konkretisiert
werden sollen. Doch dann be-
kam Prein einen Brief mit der
völlig unerwarteten Kündigung
des Mietvertrags – nach über
zwanzig Jahren.

«Nachdemwir sogar eine Lis-
te ausgearbeitet hatten, was es
in der neuen Kita braucht, war
das schon ziemlich schockie-
rend und traurig», sagt Prein.

Nicht mal zum Hörer habe
Hammler gegriffen, umdiesmit-
zuteilen. Die Kita-Leitung emp-
findet diesen Entscheid als umso
irritierender, als Hammler einst
Geschäftsführer von Familycare
war beziehungsweise der Vor-
gängerorganisation.

Der Plan desWaisenhauses ist
nun, am gleichen Standort eine
Kita aufzubauen.Bürgerrätin Fa-
bienne Beyerle (FDP), die dem
Departement Waisenhaus vor-

steht, ist der Meinung, dass die
Sache heisser gekocht als geges-
sen werde. Die Kündigungsmo-
dalitäten seien sehr fair gewesen.
«Wir haben sie mündlich neun
Monate und schriftlich gute acht
Monate vor demKündigungster-
min informiert und in gegensei-
tigemEinvernehmen die Kündi-
gungsfrist von sechs Monaten
um weitere sechs Monate er-
höht», sagt sie. «Wir reden hier
also von gut zwanzig Monaten

Vorlauf bis zumAuszug, im Ver-
gleich zu sechs vertraglich fest-
gelegten Monaten.»

Eigene Kita geplant
Beyerle sieht kein Problem, denn
dasAngebot bleibe bestehen: Das
Bürgerliche Waisenhaus will
künftig im ehemaligen Kartäu-
serkloster eine eigene Kinderta-
gesstätte aufbauen. «Wir führen
mit dem Dalbehof bereits eine
Kita undwollen dieses Standbein

stärken.Da ist es doch nur selbst-
verständlich, dasswir in unseren
Räumen die eigene Kita betrei-
ben wollen», sagt sie. Prein
schüttelt darüber den Kopf. «Das
Waisenhaus sieht sich als sozia-
le Institution, kündigt aber einer
beliebten Kita die Räumlichkei-
ten – weil sie selber in diesem
Bereich Geld verdienen will.»

Unklar ist zum jetzigen Zeit-
punkt, was mit den Kita-Mitar-
beiterinnen und -Mitarbeitern

sowie mit den Kindern passiert.
Im Raum steht, dass die Beleg-
schaft vom Waisenhaus über-
nommen wird. Familycare ver-
spricht den Eltern, dass «unab-
hängig von dieser Kündigung»
seit einigen Monaten an einem
neuen Projekt gearbeitet werde.
Ziel sei es, allen Mitarbeitenden
weiterhin einenArbeitsplatz bie-
ten zu können.

«GrobfahrlässigeManier»
Dass dies nicht im Gebäude des
Waisenhauses seinwird, scheint
definitiv zu sein. «Anfangs war
die Rede davon, dass dasWaisen-
haus eine Tagesbetreuung für
Kinder mit besonderen Bedürf-
nissen anbietenwolle.Wir haben
gefragt, ob es eine gemeinsame
Lösung gäbe», sagt Prein. «Aber
das Waisenhaus wollte davon
nichts wissen.»

Es ist nicht anzunehmen, dass
das Waisenhaus die Kinder ein-
fach übernehmen kann.Denn die
Eltern sind sauer auf die Bürger-
gemeinde. 23 Väter und Mütter
haben einen Brief unterschrie-
ben, in dem sie sich über die
Kündigung «irritiert» zeigen.

Ausgerechnet das Waisen-
haus nehme jetzt in «grobfahr-
lässiger Manier» in Kauf, dass
ein «funktionierendes und ein-
zigartiges Gemeinwesen» zer-
stört werde. Die Eltern wollen,
dass die Kündigung zurückge-
nommenwird, und erhoffen sich
dabei auchvon kantonalerEbene
Unterstützung. Den Brief haben
sie auch an das Erziehungs-
departement (ED) geschickt. ED-
Sprecher Simon Thiriet aber
stellt klar: «Es handelt sich um
private Trägerschaften, die sol-
che Entscheide nach ihrem Er-
messen treffen können.» So kön-
nen die Eltern nur hoffen, dass
die Bürgergemeinde die Kündi-
gung zurückzieht.

Waisenhaus wirft Kita nach 20 Jahren raus
Eltern sind schockiert Ungewisse Zukunft für 62 Kinder, die beim BaslerWettsteinplatz in die Tagesbetreuung gehen: Die Bürgergemeinde
kündigt Kita-Betreiberin Familycare die Räumlichkeiten. Eltern werfen der Institution vor, ein «einzigartiges Angebot» zu zerstören.

Familycare betreibt im Waisenhaus eine Kita mit 62 Kindern und 30 Angestellten. Sie wurden auf die Strasse gestellt. Foto: Pino Covino
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richt dürfte aufgrund der herr-
schenden höchstrichterlichen
Praxiswenig aussichtsreich sein.

Thomas Gubler

Der Streit um die Einbürgerung
des Kosovaren Hamdi Halili ist
mit grösster Wahrscheinlichkeit
entschieden. Die Abteilung Ver-
fassungs- undVerwaltungsrecht
des Kantonsgerichts hat amFrei-
tag den Entscheid des Regie-
rungsrats vom August 2020 be-
stätigt.Das bedeutet: DerBürger-
rat von Bubendorf muss Hamdi
Halili, demdie Bürgergemeinde-
versammlung imDezember 2019
das Bürgerrecht zumzweitenMal
verweigert hatte, einbürgern.Die
Bürgergemeindeversammlung
hat nichts mehr dazu zu sagen.
Der Entscheid der fünfköpfigen
Kammer fiel allerdings mit drei
zu zwei Stimmen knapp aus.

Auf Beschwerde von Buben-
dörfer Stimmbürgerinnen und
Stimmbürgern gegen den Ent-
scheid der Bürgergemeindever-
sammlung hatte die Baselbieter
Regierung imAugust letzten Jah-
res den Entscheid derVersamm-
lung für rechtswidrig erklärt und
den Bürgerrat angewiesen, Ha-
lili umgehend einzubürgern.

DieBürgergemeindeversamm-
lung sei nicht korrekt durch-
geführt und der ablehnende Ent-
scheid nicht begründet worden,
argumentierte die Regierung.Da-

gegen erhob die Bürgergemein-
de Beschwerde beimKantonsge-
richt.Nicht korrekt durchgeführt
worden war die Versammlung
deshalb, weil der Bürgerrat der
Gemeindeversammlung keinen
Antrag unterbreitet hatte, wozu
er gesetzlich verpflichtet gewe-
sen wäre. Auch wurde die Ver-
sammlung offenbar nicht auf die
Mahnungen des Kantonsgerichts
in dessen erstemUrteil von 2018
hingewiesen.

Dieses hatte den zweiten Ein-
bürgerungsentscheid vom De-
zember 2019 ausgelöst. «Damit
aberwardie Durchführungman-
gelhaft», sagte der referierende
Richter Stefan Schulthess.

In seinem ersten Entscheid
von 2018 hatte das Gericht näm-

lich festgehalten, dass die Ein-
bürgerung einen Verwaltungs-
akt und keinen politischen Ent-
scheid darstelle. Und dass eine
Verweigerung entsprechend be-
gründet werden müsse.

Diese Begründungwar jedoch
sowohl nachMeinung des Regie-
rungsrats als auch des Kantons-
gerichts «nicht rechtsgenüglich».
So sei dasNein lediglichmit «de-
mokratischer Entscheidungs-
kompetenz» begründetworden.

Auch habe man Halili zum
Vorwurf gemacht, dass er sich
gegen die ersteVerweigerung im
Jahr 2016 rechtlich zurWehr ge-
setzt habe. Unter diesen Um-
ständen aber liegt «kein rechts-
konformer Entscheid der Bür-
gergemeindeversammlungvor»,
erklärte Schulthess.

Mehrfach betonte das Gericht
in diesem Zusammenhang den
Charakter der Einbürgerung als
Verwaltungsentscheid, der dem
Willkür- und Diskriminierungs-
verbot unterliegt, im Gegensatz
zu einempolitischenMehrheits-
beschluss, der keiner Begrün-
dung bedarf und auch aus dem
Bauch heraus gefälltwerden darf.

Gestützt auf die bundesge-
richtliche Rechtsprechung erach-

tete der Referent dann auch die
aufsichtsrechtliche Massnahme
als angemessen, die Sache nicht
wieder zur erneuten Entschei-
dung an die Bürgergemeinde zu-
rückzuweisen, sondern den Bür-
gerrat anzuweisen,Halili umge-
hend einzubürgern.

Dies, «weil eine Rückweisung
sinn- und zwecklos wäre und
zum juristischen Leerlauf ver-
kommenwürde». Die Regierung
habe diesbezüglich somit «voll-
kommen rechtmässig» gehan-
delt, sagte Schulthess.

Gegenantrag gestellt
Dass Halili aus einer Art Resig-
nation heraus selber keine Be-
schwerdemehr gegen den zwei-
ten negativen Entscheid der
Bürgergemeindeversammlung
erhob, sondern dies Bubendör-
fer Bürgerinnen und Bürger be-
sorgt haben, erachtete Schulthess
angesichts der offensichtlichen
Rechtswidrigkeit des Beschlus-
ses der Bürgergemeindever-
sammlung als nicht relevant.

Entsprechend beantragte er
die Beschwerde der Bürgerge-
meinde Bubendorf gegen den re-
gierungsrätlichen Entscheid zur
vollständigen Abweisung.

Der Vorsitzende Daniel Ivanov
stellte darauf allerdings den Ge-
genantrag, die Beschwerde der
Bürgergemeinde teilweise gut-
zuheissen.

So sei zwar die Durchführung
derVersammlung alsmangelhaft
und daher unrechtmässig zu rü-
gen, hingegen dürfe der Bürger-
rat nicht verbindlich zur Einbür-
gerung angewiesen werden.

Stattdessen sei die Sache zum
Neuentscheid an die Bürgerge-
meinde zurückzuweisen. Weil
Halili kein Rechtsmittelmehr er-
griffen hat, sei ein aufsichtsrecht-
liches Einschreiten derRegierung
nicht berechtigt, meinte Ivanov.

Die Mehrheit der Richter er-
achteteHalilisVerzicht auf die Be-
schwerde als nicht massgebend,
eine erneute Rückweisung als
sinnlos undwies die Beschwerde
vollständig ab. «Andernfallswür-
denwir uns auf einen ganz üblen
Pfad begeben», meinte Richter
Niklaus Ruckstuhl.

Die unterlegene Bürgerge-
meinde Bubendorf trägt die Ge-
richtskosten von 2500 Franken
undmussHalili zudem eine Par-
teientschädigung von gut 1000
Franken bezahlen. Eine allfälli-
ge Beschwerde ans Bundesge-

Hamdi Halili muss eingebürgert werden
Unsicherheit beendet Das Kantonsgericht weist die Beschwerde der Bürgergemeinde Bubendorf ab.

«Wir würden
uns auf einen
ganz üblen Pfad
begeben.»

Niklaus Ruckstuhl
Richter Ramstein
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